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Die Sicherungsaufsicht im StGB-Entwurf —
Verschärfung der Polizeiaufsicht nach nazistischem Vorbild

Der von der sog. „Großen Strafrechts-Kommission“ 
ausgearbeitete Entwurf eines westdeutschen Straf­
gesetzbuches ist der strafrechtliche Teil einer umfang­
reichen Notstandsgesetzgebung, mit der die Bonner 
Ultras jeden Widerstand gegen ihre friedens- und 
volksfeindliche Politik nach faschistischem Vorbild 
unterdrücken wollen. Mit ihm soll die bisherige 
Willkürpraxis der westdeutschen Justiz sanktioniert 
und eine gesetzliche Handhabe zur weiteren Aus­
dehnung des strafrechtlichen Terrors geschaffen werden. 
Der Inhalt des Entwurfs beweist die zunehmende offene 
Abkehr des westdeutschen Imperialismus von den Prin­
zipien bürgerlich-demokratischer Gesetzlichkeit.

Das kommt in den Bestimmungen über die „Maßregeln 
der Besserung und Sicherung“ besonders deutlich zum 
Ausdruck. Hier wird ein ganzes System von pseudo- 
demokratisch getarnten und rechtsstaatlich verbrämten 
Möglichkeiten zur Unterdrückung friedliebender und 
demokratisch gesinnter Kräfte geschaffen, das in seiner 
Vielfalt und Ausdehnungsfähigkeit noch über die be­
rüchtigten nazistischen „Maßregeln der Sicherung und 
Besserung“ hinausgeht.

Aus der Fülle der zusätzlich über die Strafe hinaus 
vorgesehenen Unterdrückungsmaßnahmen verdienen 
die Bestimmungen über die Sicherungsaufsicht (§§ 91 ff. 
des Entwurfs) besondere Aufmerksamkeit1. In der 
offiziellen Begründung der Regierungsvorlage wird aus­
geführt, „daß es sich hier im Grunde um ein neues 
Hechtsinstitut handelt, dem der Entwurf eine be­
deutende Rolle für die Verhütung von Straftaten zu­
weist“2 und das „im künftigen Strafrecht voraussicht­
lich eine erhebliche Rolle spielen wird“3. Dabei wird 
behauptet, daß die Sicherungsaufsicht an die Stelle 
der Polizeiaufsicht (§§ 38, 39 westdeutsches StGB) 
treten soll.

Polizeiaufsicht reicht zur Unterdrückung 
der fortschrittlichen Kräfte nicht mehr aus

Nach § 38 des westdeutschen StGB kann bekanntlich 
das Gericht im Urteil neben einer Freiheitsstrafe auf 
die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkennen, wenn die 
angewandte Strafbestimmung dies vorsieht. Durch eine 
solche Entscheidung erhält die „höhere Landespolizei­
behörde“ die Befugnis, den Verurteilten für eine Zeit 
bis zu 5 Jahren, berechnet von dem Tage, an dem die 
Freiheitsstrafe verbüßt, verjährt oder erlassen ist, unter 
ihre Aufsicht zu stellen.

Nach § 39 StGB hat die durch Verfügung der Polizei 
verhängte Polizeiaufsicht die Wirkung, daß dem Ver­
urteilten der Aufenthalt an einzelnen bestimmten Orten 
von der Polizei untersagt werden kann und daß 
Haussuchungen keiner Beschränkung hinsichtlich der 
Zeit, zu welcher sie stattfinden dürfen, unterliegen.

1 Vgl. dazu auch . Renneberg,Weber, „Die Bonner .Große 
Strafrechtsreform1 — ein reaktionäres Kampfprogramm des 
westdeutschen Imperialismus und Militarismus gegen das 
Volk“, NJ 1959 S. 173 f.; Buchholz, „Der reaktionäre Charakter 
der .Großen Strafrechtsreform' auf dem Gebiet der Bekämp­
fung der Eigentumsdelikte“, NJ 1962 S. 602.
2 Entwurf eines Strafgesetzbuches (E 1962) mit Begründung, 
Bundesratsdrucksache 200,62, Bonn 1962, S. 209.
3 a. a. O., S. 101.

Darüber hinaus können Personen, die unter Polizei­
aufsicht gestellt sind, nach den allgemeinen polizeilichen 
Bestimmungen zusätzlichen Überwachungsmaßnahmen 
ausgesetzt werden. Ihnen kann z. B. vorgeschrieben 
werden, sich zu bestimmten Zeiten bei der Polizei zu 
melden. Die Polizei kann auch auf der Arbeitsstelle, 
beim Wohnungsvermieter und bei anderen „Vertrauens­
personen“ ständig Erkundigungen über die Führung des 
Überwachten einziehen.

Es ist Lüge, wenn die Bonner Regierung in der Be­
gründung ihrer Gesetzes Vorlage behauptet, daß diese 
Bestimmungen nur in geringem Umfange angewandt 
wurden4. Vielmehr hat die Polizeiaufsicht besonders in 
der Praxis der politischen Sonderstrafgerichte eine 
große Bedeutung erlangt. Die zur Sicherung der anti­
nationalen Interessen der aggressiven Monopole ge­
schaffenen sog. Staatsschutzbestimmungen erklären 
nahezu durchgängig die Polizeiaufsicht für zulässig. In 
zunehmendem Maße wird in den letzten Jahren diese 
Möglichkeit ausgenutzt und bei der Verurteilung von 
aufrechten Patrioten, die sich kompromißlos gegen 
Atomkriegs-, Revanche- und Notstandspolitik wenden 
und aktiv für die Erhaltung und Sicherung des Friedens 
in Deutschland und in der Welt eintreten, auf die Zu­
lässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt. So wurde z. B. 
gegen den Betriebsratsvorsitzenden Otto Hanns aus 
Hildesheim von der Lüneburger politischen Sonder­
strafkammer neben einer 25monatigen Gefängnisstrafe 
auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt und ihm 
verboten, den Wohnsitz ohne vorherige Erlaubnis der 
Polizei zu verlassen, obwohl das Gesetz (§ 39 Ziff. 1) 
und alle einschlägigen westdeutschen Kommentare dar­
auf verweisen, daß die Aufenthaltsbeschränkung der 
Polizeiaufsicht nur das Verbot des Aufenthalts an 
einzelnen bestimmten Orten enthalten darf.

An diesem Beispiel wird zugleich deutlich, daß die 
politischen Sondergerichte im Widerspruch zum gelten­
den Gesetz die nach dem Entwurf geplante Erweiterung 
der Unterdrückungsmaßnahmen durch die Sicherungs­
aufsicht bereits jetzt anwenden. Sie stützen sich dabei 
offensichtlich auf die faschistische Praxis bei der An­
wendung der Polizeiaufsicht.

In welchem Umfange die Polizeiaufsicht angewandt 
worden ist, ergibt sich daraus, daß nach unvollständi­
gen Angaben allein im Jahre 1961 von den 18 politi­
schen Sondergerichten insgesamt 304 Jahre Polizeiauf­
sicht verhängt wurden5. Damit sollen die patriotischen 
Kräfte unseres Volkes auch nach Ablauf der Strafzeit 
der Willkür der Exekutive ausgeliefert und aus dem 
Kampf um die Lebensfragen der deutschen Nation aus­
geschaltet werden.

Der wahre Grund für die beabsichtigte Umwandlung 
der Polizeiaufsicht in die sog. Sicherungsaufsicht liegt 
darin, daß die in § 39 StGB vorgesehenen Unter- 
drückungsmöglichkeiten der Polizeiaufsicht den heuti­
gen Bedürfnissen der Bonner Ultras nicht mehr ge­
nügen. Das wird in der regierungsoffiziellen Be­
gründung des Entwurfs auch offen eingestanden. Dort

4 a. a. o., S. 209.
5 vgl. Neues Deutschland vom 10. Januar 1962.


